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Antrag

der Fraktion der FDP

Bundesratsinitiative zur Änderung der Post-
Universaldienstleistungsverordnung (PUDLV)

           

Der Landtag wolle beschließen:

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, eine Bundesratsinitiative zur Änderung
der Post-Universaldienstleistungsverordnung einzubringen, die folgende Kriterien für
die Versorgung mit Postdienstleistungen in Schleswig-Holstein sicherstellen muss:

1. In Gemeinden oder Ämtern mit mehr als 2.000 Einwohnern muss eine stationäre
Einrichtung der Post vorhanden sein.

2. In zusammenhängend bebauten Gebieten mit mehr als 4.000 Einwohnern muss
grundsätzlich gewährleistet sein, dass eine stationäre Einrichtung der Post in ma-
ximal 2.000 Metern für die Kunden erreichbar ist.

3. Bei Veränderungen der stationären Einrichtungen muss frühzeitig, mindestens
drei Monate vor der Maßnahme, das Benehmen mit der zuständigen kommuna-
len Gebietskörperschaft hergestellt werden.

4. Die Einrichtungen müssen ganzjährig werktags nachfragegerecht, mindestens
aber an 22 Stunden pro Woche, betriebsbereit sein.

5. Die in den stationären Einrichtungen Beschäftigten müssen über die für eine ord-
nungsgemäße Ausübung ihrer Tätigkeit erforderliche Ausbildung verfügen.

Günther Hildebrand
und Fraktion


